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§ 1 Name, Sitz 

Der Verein führt den Namen „Stadtbauernhof Saarbrücken“. Er ist in das Vereinsregister einzutragen. Nach der Eintragung 
führt der Verein den Namen mit dem Zusatz „e.V.“. Der Verein hat seinen Sitz in Saarbrücken. 

§ 2 Zweck des Vereins, Gemeinnützigkeit 

1.) Der Zweck des Vereins ist die Förderung des Umweltschutzes, der Landschaftspflege und der Bildung für nachhaltige 
Entwicklung, insbesondere der Umweltbildung zu den Themenfeldern ökologische Landbewirtschaftung und artgerechte 
Tierhaltung, Biodiversität und Naturschutz, regionale und saisonale Versorgung mit Nahrungsmitteln, Klimaschutz, 
Ressourceneffizienz und Kreislaufwirtschaft im Landbau. Dazu gehört des Weiteren die Förderung sozialer und kultureller 
Kompetenzen sowie demokratischer und solidarischer Organisationsformen. 

2.) Diese Zwecke werden insbesondere verfolgt durch: 

a) den Erwerb oder die Pacht eines Grundstücks (nebst evtl. vorhandener Bausubstanz) oder die Beteiligung an einer 
entsprechenden Trägergesellschaft, 

b) den Aufbau und die laufende Weiterentwicklung einer Infrastruktur zur Verfolgung der Vereinszwecke, unter 
anderem durch 

- das Anlegen eines öffentlichen Stadtgartens, 

- den Aufbau einer gemeinschaftlichen Selbstversorgung mit ökologisch erzeugten Nahrungsmitteln und 

- die Sanierung und/oder den Bau neuer Gebäude zur Erfüllung der Vereinszwecke, 

c) den Erhalt alter und samenfester Sorten und alter Haustierrassen, 

d) die Schaffung von Erfahrungsmöglichkeiten in Naturschutz, Gartenbau und Landwirtschaft, 

e) die Durchführung und Förderung von Angeboten der Umweltbildung, auch für Kindergärten und (Berufs )Schulen, 

f) die Kooperation mit Sozial-, Kultur- und Bildungsträgern sowie 

g) gemeinschaftsbildende Aktionen und kulturellen Austausch. 

3.) Der Verein strebt in seinem Wirken die Achtung und Wertschätzung des organischen Gesamtzusammenhangs zwischen 
Menschen, Tieren und Pflanzen und der Umwelt an und leistet seinen Beitrag zu einem tragfähigen Gleichgewicht zwischen 
den Lebensformen und der Umwelt. Der Verein folgt in seiner Wertorientierung den Grundwerten der allgemeinen Erklärung 
der Menschenrechte der Vereinten Nationen. Er vertritt den Grundsatz religiöser und weltanschaulicher Toleranz und 
Achtung. Er bietet nur Personen die Mitgliedschaft an, die sich zu diesen Grundsätzen bekennen. 

4.) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung. Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel des 
Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den 
Mitteln des Vereins. Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch 
unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

1.) Jede natürliche und juristische Person kann auf der Grundlage der Vereinssatzung Mitglied des Vereins werden. 

2.) Zur Erlangung der Mitgliedschaft ist ein schriftlicher Aufnahmeantrag an den Vorstand zu richten. Der Vorstand 
entscheidet auf der Grundlage der Vereinssatzung über den Aufnahmeantrag. 

§ 4 Rechte und Pflichten der Mitglieder 

1.) Die Mitglieder sind berechtigt, die Einrichtungen und Anlagen des Vereins zu nutzen sowie an den Veranstaltungen und 
Aktionen des Vereins teilzunehmen, wobei der Verein nur im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen haftet. 

2.) Jedes Mitglied ist zur Einhaltung der Vereinssatzung und der weiteren Ordnungen des Vereins im Rahmen seiner Tätigkeit 
im Verein verpflichtet. 

3.) Die Mitglieder sind zur Entrichtung von Beiträgen verpflichtet, deren Höhe und Fälligkeit auf Antrag des Vorstandes von 
der Mitgliederversammlung beschlossen werden. 
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§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 

1.) Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod des Mitglieds bzw. durch Beendigung der Liquidation einer 
juristischen Person. 

2.) Der Austritt aus dem Verein kann nur zum Ende eines Kalenderjahres mit einer Frist von mindestens drei Monaten 
erfolgen. Der Austritt ist durch schriftliche Erklärung dem Vorstand anzuzeigen. 

3.) Der Vorstand kann durch Beschluss ein Mitglied beim Vorliegen wichtiger Gründe ausschließen. Diese liegen insbesondere 
vor 

a) bei groben Verstößen gegen die aus der Satzung folgenden Verpflichtungen eines Mitgliedes, gegen Beschlüsse und 
Anordnungen der Vereinsorgane und/oder gegen den Zweck und/oder die Interessen des Vereins; 

b) bei Zahlungsverzug und zweimaliger erfolgloser Mahnung. 

4.) Gegen den Beschluss kann das betreffende Mitglied die Mitgliederversammlung anrufen, die nach Anhörung während der 
nächsten Mitgliederversammlung endgültig entscheidet. 

5.) Mitglieder, die aus dem Verein ausscheiden, haben keinen Anspruch auf Anteile aus dem Vereinsvermögen. Weitere 
Ansprüche gegen den Verein müssen binnen sechs Monaten nach Beendigung der Mitgliedschaft schriftlich geltend gemacht 
und begründet werden. 

§ 6 Organe des Vereins 

1.) Organe des Vereins sind  

a) die Mitgliederversammlung, 

b) der Gesamtvorstand und 

c) der Geschäftsführende Vorstand. 

2.) Die Mitgliederversammlung kann die Bildung weiterer Organe beschließen. 

3.) Zur Erledigung wichtiger Aufgaben kann der Vorstand Arbeitsgruppen bilden, die bis zur Erledigung dieser Aufgaben tätig 
sind. 

§ 7 Mitgliederversammlung 

1.) Die Mitgliederversammlung ist das höchste Vereinsorgan. Ihr obliegt insbesondere: 

a) die Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes, 

b) die Entgegennahme und Genehmigung des Berichtes der Kassenprüfer, 

c) die Entlastung des Vorstandes, 

d) die Festsetzung der Mitgliedsbeiträge, 

e) die Genehmigung des Haushaltes, 

f) die Wahl und Abberufung der Mitglieder des Vorstandes, 

g) die Wahl der Kassenprüfer, 

h) die Beschlussfassung über Satzungsänderungen und 

i) die Beschlussfassung über die Auflösung des Vereins. 

2.) Die ordentliche Mitgliederversammlung findet nach Bedarf, mindestens jedoch einmal jährlich statt. 

3.) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand mit einer Frist von vier Wochen mit Bekanntgabe der Tagesordnung 
einberufen. Die Mitglieder werden zur Mitgliederversammlung durch schriftliche Einladung per E-Mail eingeladen. Mitglieder, 
die per E-Mail nicht zu erreichen sind, müssen durch postalisches Schreiben eingeladen werden. 

4.) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn dies 20 Prozent der Mitglieder verlangen. Das 
Verlangen ist schriftlich unter Angabe der Gründe an den Vorstand zu richten. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung 
kann jederzeit einberufen werden, wenn dies im Interesse des Vereins liegt. Für die Einberufung kann die Einladefrist auf 
14 Tage verkürzt werden. 

5.) Jedes Mitglied kann Anträge an die Mitgliederversammlung richten. Diese müssen schriftlich bis zu 14 Tage vor der 
Versammlung dem Vorstand zugegangen sein. Bei außerordentlichen Mitgliederversammlungen beträgt die Antragsfrist 7 
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Tage. Über die Zulassung der Anträge entscheidet die Mitgliederversammlung. 

6.) Der Vorstand bestimmt eines seiner Mitglieder als Leiter der Mitgliederversammlung. Sind alle Mitglieder des Vorstands 
verhindert, so bestimmt die Mitgliederversammlung einen Versammlungsleiter mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 
Stimmen. Enthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt. 

7.) Beschlüsse werden in der Regel durch eine offene Abstimmung gefasst. Widerspricht ein anwesendes Mitglied der offenen 
Abstimmung, muss diese schriftlich und geheim erfolgen. 

8.) Die Versammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlüsse werden 
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Für Änderungen der Satzung ist eine Mehrheit von 2/3 der 
abgegebenen Stimmen erforderlich. Enthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt. 

9.) Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll zu führen, in dem mindestens die Zahl der erschienenen Mitglieder, die 
Feststellung der Beschlussfähigkeit, die gestellten Anträge, die Art der Abstimmung und das genaue Abstimmungsergebnis 
aufzuzeichnen sind, und das von dem Versammlungsleiter und mindestens einem Mitglied des Vorstands zu unterzeichnen ist. 

10.) Der Protokollentwurf ist spätestens 14 Tage nach der nächsten Vorstandssitzung den Mitgliedern zur Kenntnis zu geben. 

§ 8 Der Gesamtvorstand 

1.) Der Gesamtvorstand, im Weiteren vereinfachend als „Vorstand“ bezeichnet, besteht aus den Mitgliedern des 
geschäftsführenden Vorstands gemäß § 9 und bis zu vier Beisitzern. Die Verteilung der Aufgaben, sowohl innerhalb des 
geschäftsführenden Vorstands und dort insbesondere zwischen den beiden Vorsitzenden, wie auch die Aufgabengebiete der 
Beisitzer regelt der Vorstand im Anschluss an seine Berufung in einer Geschäftsordnung. 

2.) Vorstandsämter können grundsätzlich nur von Mitgliedern des Vereins wahrgenommen werden. Mitglieder des 
Vorstandes müssen das 18. Lebensjahr vollendet haben. Ausnahme ist die Wahl eines Beisitzenden als Jugendvertreter, der 
das 14. Lebensjahr vollendet haben muss. Die Wiederwahl von Vorstandsmitgliedern nach Ablauf der Amtszeit ist möglich. 

3.) Alle Vorstandsmitglieder sind ehrenamtlich tätig. Auslagen und Reisekosten im Rahmen der Vereinstätigkeit werden gegen 
Vorlage entsprechender Belege erstattet. 

4.) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Der Vorstand bleibt nach Ablauf 
seiner Amtszeit so lange im Amt, bis ein neuer Vorstand gewählt ist. Der Vorstand kann bei Ausscheiden eines seiner 
Mitglieder vor Ablauf der Amtszeit kommissarisch einen Vertreter bestimmen. 

5.) Der Vorstand berät und beschließt über alle satzungsgemäßen Angelegenheiten, sofern hierfür nicht die 
Mitgliederversammlung zuständig ist, und führt die Geschäfte des Vereins. Insbesondere hat er folgende Aufgaben: 

a) Organisation der Arbeitsabläufe und Kommunikation im Verein 

b) Vorbereitung und Einberufung der Mitgliederversammlung 

c) Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung 

d) Erstellung des Haushaltes, der Buchführung und des Jahresabschlusses 

e) Beschlussfassung über die Aufnahme neuer Mitglieder und den Ausschluss von Mitgliedern nach § 5 Abs. 3 

f) Verwaltung und satzungsgemäße Verwendung des Vereinsvermögens 

6.) Der geschäftsführende Vorstand lädt zu den Sitzungen des Vorstandes schriftlich (per E-Mail oder Brief) mindestens 14 
Tage vorher unter Beifügung der Tagesordnung zu den Sitzungen ein. 

7.) Der Vorstand ist nach ordnungsgemäßer Einladung und bei Anwesenheit von mehr als der Hälfte seiner Mitglieder 
beschlussfähig. Bei Beschlussunfähigkeit beruft der geschäftsführende Vorstand innerhalb von zwei Wochen erneut eine 
Sitzung ein. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist bei der Einladung 
hinzuweisen. 

8.) Zu den Sitzungen des Vorstandes können im Bedarfsfall andere Personen zu Beratungszwecken hinzugezogen werden. 

9.) Beschlüsse des Vorstandes werden mit einfacher Stimmenmehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Dabei werden 
Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen nicht mitgezählt. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Über jede 
Sitzung des Vorstandes ist ein Protokoll zu führen, das von zwei Mitgliedern des Vorstandes zu unterzeichnen ist. 

10.) Falls für die Eintragung in das Vereinsregister oder für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit durch die entsprechenden 
Behörden Änderungen der Satzung nötig werden, kann der Vorstand diese auch ohne Beschluss der Mitgliederversammlung 
vornehmen. Die Änderungen müssen vom Vorstand einstimmig beschlossen werden und sind den Mitgliedern spätestens mit 
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der nächsten Einladung zur Mitgliederversammlung mitzuteilen. 

§ 9 Geschäftsführender Vorstand 

1.) Geschäftsführender Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die beiden Vorsitzenden und der Kassierer.  

2.) Der Verein wird durch zwei der drei Mitglieder des geschäftsführenden Vorstandes gerichtlich und außergerichtlich 
vertreten. 

§ 10 Geschäftsjahr, Kassenprüfung 

1.) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

2.) Die Mitgliederversammlung wählt für die Amtsdauer von zwei Jahren zwei Kassenprüfer, die nicht Mitglieder des 
Vorstandes sein dürfen. 

3.) Die Kassenprüfer prüfen die Kasse des Vereins sowie die Bücher und Belege einmal jährlich sachlich und rechnerisch. Die 
Kassenprüfer erstatten der Mitgliederversammlung Bericht und beantragen bei ordnungsgemäßem Ergebnis der Prüfung die 
Entlastung der Vorsitzenden und des Kassierers. 

§ 11 Auflösung des Vereins 

1.) Die Auflösung des Vereins kann nur eine eigens zu diesem Zweck einberufene Mitgliederversammlung mit 3/4-Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen bei einer Anwesenheit von mindestens 50% der Vereinsmitglieder beschließen. Enthaltungen und 
ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt. Erscheinen weniger als 50% der Mitglieder zu dieser Versammlung, soll der 
Vorstand eine erneute Sitzung im Abstand von mindestens 14 Tagen einberufen, bei der lediglich die Mehrheit von 3/4 der 
abgegebenen Stimmen – Enthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht mitgezählt – zur Auflösung benötigt wird. Die 
Mitglieder sind in der Einladung hierauf aufmerksam zu machen. 

2.) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft zwecks Verwendung für die Förderung des 
Umweltschutzes und der Landschaftspflege. 

§ 12 Salvatorische Klausel 

Soweit einzelne Bestimmungen dieser Satzung unwirksam sein sollten, wird dadurch die Wirksamkeit der anderen Punkte 
nicht berührt. An die Stelle der unwirksamen Klausel tritt im Wege der ergänzenden Auslegung diejenige Regelung, welche 
rechtzulässig ist und der wirksamen Bestimmung nach ihrem Gehalt am ehesten entspricht. 

 

Saarbrücken, 04. August 2014 


